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1. Einleitung 

Eine zielorientierte Bewertung und Priorisierung von Verkehrsinfrastrukturinvestitionen ist 
gesamtwirtschaftlich dringend geboten.1 Auch ist sie entscheidend, um Konflikte des 
Verkehrsinfrastrukturausbaus mit Umwelt und Natur zu mindern und den Anforderungen des 
Klimaschutzes gerecht zu werden. Doch sowohl die aktuell im Rahmen der 
Bundesverkehrswegeplanung bzw. Bedarfsplanung für die Straßen-, Schienen- und 
Wasserstraßeninfrastruktur des Bundes verwendeten Verfahren und Bewertungsmethodiken 
als auch die institutionelle Gestaltung der Verkehrsinfrastrukturplanung und -finanzierung 
werden seit langem und aus verschiedenen Gründen vielfach von Verbänden (z. B. BUND, 
2023; Greenpeace, 2024; T&E, 2023) und ebenso aus der Wissenschaft kritisiert. Letztere 
entwickelte zudem bereits eine Reihe an Reformvorschlägen (z. B. Beckers et al., 2011; 
Beckmann et al., 2012; Bernecker et al., 2021; Gühnemann et al., 1999; Hermes et al., 2023; 
Mitusch & Szimba, 2024; Rothengatter, 2023; Werner, 2023). 

Vor dem Hintergrund dieser Kritik und zur Vorbereitung eines angekündigten 
Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplan (BVMP) 2040 ist in Hartl et al. (2025) die 
Verkehrsinfrastrukturplanung in Deutschland als Element einer gesamtwirtschaftlich 
ausgerichteten Verkehrssystemgestaltung unter besonderer Berücksichtigung von Umwelt- 
und Naturschutzaspekten untersucht worden.2 Hierbei sind folgende Untersuchungsziele 
verfolgt worden:  

• Überprüfung der Verfahren und Bewertungsmethoden des BVWP 2030 im Hinblick 
auf gesamtwirtschaftliche und insbesondere umwelt- und naturschutzbezogene Ziele 
unter Berücksichtigung von Änderungen der gesellschaftlichen, politischen und 
gesetzlichen Rahmenbedingungen seit 2016 auf konzeptioneller Ebene 

• Untersuchung der Bewertungen des Bundesautobahn- (BAB-)Projektportfolios des 
BVWP 2030 unter Berücksichtigung der identifizierten empfehlenswerten 

 

 
1 Dieser Artikel fasst die Ergebnisse der folgenden Studie zusammen, die im März 2025 veröffentlicht worden ist: 

Hartl, R. / Beckers, T. / Nagel, K. / Vorwerk, L. / Hermes, G. / Klein, J. / Günnewig, D. / Borken-Kleefeld, J. 
(2025): Vom BVWP 2030 zur Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplanung (BVMP) – Eine interdisziplinäre 
Analyse der Verkehrsinfrastrukturplanung als Bestandteil der gesamtwirtschaftlich ausgerichteten 
Verkehrssystemgestaltung unter besonderer Berücksichtigung von Umwelt- und Naturschutzaspekten, Studie 
im Rahmen des vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(BMUV) beauftragten Forschungsprojektes „Umwelt- und naturschutzorientierte Transformation der 
Bundesverkehrswegeplanung - Überprüfung der Verfahren und Bewertungsmethodiken des BVWP 2030 und 
Weiterentwicklung in einen BVMP 2040“, Online Veröffentlichung (Studie steht auf der Homepage der TU 
Dresden und auf der Homepage des BMUV zum Download zur Verfügung). 
Dabei basiert dieser Artikel weitgehend auf der Zusammenfassung der Studie. Insofern als die Darstellungen in 
diesem Artikel auf den Ergebnissen der Studie basieren, haben alle Autoren der Studie auch an diesem Artikel 
mitgewirkt. 

2 Die Bearbeitung erfolgte im Rahmen des BMUV-Forschungsprojekts „Umwelt- und naturschutzorientierte 
Transformation der Bundesverkehrswegeplanung - Überprüfung der Verfahren und Bewertungsmethodiken des 
BVWP 2030 und Weiterentwicklung in einen BVMP 2040“ (UnoTrans; FKZ: UM235800100). 
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methodischen Modifikationen (insb. der Nutzen-Kosten-Analyse - NKA) und 
quantitative Abschätzung sich daraus ergebender Änderungen 

• Erarbeitung eines Konzepts für einen BVMP 2040 bzw. für die Verfahren und 
Bewertungsmethodiken einer Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplanung  

• Erarbeitung von kurz-, mittel- und längerfristigen Handlungsempfehlungen sowohl 
für die Etablierung einer BVMP als auch für ein optimiertes Agieren im Rahmen des 
BVWP 2030 in einer Übergangsphase bis zur Umsetzung der BVMP 

Der vorliegende Artikel fasst die in diesem Rahmen erarbeiteten und bereits in Hartl et al. 
(2025) veröffentlichten Ergebnisse zusammen und ist wie folgt gegliedert: Kapitel 2 
konzentriert sich zunächst auf die Kritik an den Verfahren und Methoden zur Bewertung und 
Priorisierung im Rahmen des BVWP 2030 sowie der institutionellen Gestaltung der Planung 
und Finanzierung der (Fern-)Verkehrsinfrastruktur in Deutschland. Kapitel 3 ergänzt diese 
Ausführungen durch eine quantitative Analyse der Projektbewertungen der Bundesautobahn 
(BAB)-Projekte des BVWP 2030, wobei deren Nutzen-Kosten-Verhältnisse (NKV) auf 
Basis aktualisierter Annahmen abgeschätzt werden. Kapitel 4 stellt dann die Konzeption 
einer integrierten Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplanung dar. Abschließend werden 
in Kapitel 5 Handlungsempfehlungen für die Etablierung einer solchen Planung 
zusammengefasst. 

2. Kritik am BVWP 2030 

2.1 AUSSCHLIESSLICHER FOKUS AUF DIE KAPAZITÄTSERWEITERUNG DER 
VERKEHRSINFRASTRUKTUR OHNE ÜBERGEORDNETE INTEGRIERTE 
BETRACHTUNG MIT ANDEREN GESTALTUNGSFELDERN DES 
VERKEHRSSYSTEMS 

Der BVWP 2030 konzentriert sich auf die Entwicklung der Verkehrsinfrastrukturnetze des 
Bundes und betrachtet hierbei ausschließlich Maßnahmen zur Kapazitätserweiterung der 
Infrastrukturnetze. Die Reichweite des Plans ist damit stark begrenzt.  

Methodisch spiegelt sich dies in der derzeitigen Verwendung eines einzelnen 
Verkehrsprognose-Szenarios wider, welches als Grundlage für die Projektbewertungen (insb. 
NKA) genutzt wird. Das entsprechende Szenario der Verkehrsprognose (VP) 2030 und auch 
die Basisprognose der neuen VP 2040, welche im Rahmen der Bedarfsplanüberprüfung 
genutzt wird, basieren dabei (weitgehend) auf aus heutiger Sicht „absehbaren“ 
Entwicklungen der Rahmenbedingungen und der verkehrspolitischen Maßnahmen. Dies lässt 
zum einen außer Acht, dass sich die Dinge anders entwickeln könnten als prognostiziert – 
dies könnte (und sollte) durch entsprechende Sensitivitätsstudien adressiert werden. 
Wichtiger ist, zum anderen, dass die Prognose durch politische Maßnahmen, insbesondere 
der Festlegung verschiedener Verkehrsbepreisungen, beeinflusst werden kann. 
Interessanterweise nimmt die Prognose des BMDV Straßennutzungsgebühren in Höhe von 
5 ct / Fzkm auf überörtlichen Straßen (Intraplan Consult GmbH et al., 2022, S. 118) an, um 
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den in Anbetracht der „Antriebswende“ absehbaren Rückgang der Verkehrsbepreisung über 
die Mineralölsteuer zu kompensieren. 

Allerdings verfehlt das Szenario entsprechend der VP2040 selbst bei optimistischer 
Einschätzung bzgl. des Hochlaufs der Elektromobilität die Klimaziele. Eine Entwicklung 
entsprechend der Basisprognose der VP 2040 würde bis 2040 zu einer Minderung der 
direkten Treibhausgas-Emissionen (THG-Emissionen) des Verkehrssektors um 77 % ggü. 
1990 bzw. der gesamten THG-Emissionen nach TREMOD um 64 % (beides inkl. 
Luftverkehr) führen, während die THG-Emissionen laut KSG bis 2040 sektorübergreifend 
um 88 % zu reduzieren sind (Intraplan Consult GmbH et al., 2024). 

Szenarien anderer Akteure (z. B. Altenburg et al., 2024; Kreye et al., 2024; Prognos AG et 
al., 2021) sind stärker auf das Erreichen der Klimaschutzziele des KSG ausgerichtet. Hierzu 
sind Annahmen zu politischen Maßnahmen enthalten, die zu einer Verlagerung von 
Verkehren sowie einer Begrenzung des Verkehrswachstums führen. Dies umfasst in erster 
Linie eine geänderte Verkehrsbepreisung in Verbindung mit einem erweiterten ÖV-Angebot.  

Darüber hinaus zeigt sich hierbei auch hinsichtlich der Lösung von verkehrlichen Problemen 
die Problematik der begrenzten Planungs- und Finanzierungs-Reichweite des BVWP-
Ansatzes. Zur Beseitigung von Kapazitätsengpässen3 fokussiert sich der BVWP 2030 auf 
Kapazitätserweiterungen. Nachfragebeeinflussende Maßnahmen werden nicht betrachtet. 
Durch die Anwendung dieser könnten Kapazitätsengpässe ohne Kapazitätserweiterung 
beseitigt werden. Dies hätte drei positive Effekte: i) Die bestehende Infrastruktur könnte ohne 
zusätzliche Investitionen effizienter genutzt werden, was gesamtwirtschaftlich Vorteile 
bietet; dementsprechend würden sich dadurch die berechneten Projektnutzen der BVWP-
Projekte reduzieren, ii) die Gefahr eines „Teufelskreises der Bedarfsdeckung“4 wird 
gemindert und iii) gleichzeitig wird u. a. das oben beschriebene Klimaschutzziel adressiert. 
Die Verengung der Planungs- und Finanzierungs-Reichweite des BVWP 2030 schließt diese 
Optionen aus. 

Somit werden mit der Fokussierung auf einen Prognosefall als einzigen Vergleichsfall für 
die Gestaltung des Verkehrssystems wesentliche Handlungs-Alternativen aus der Diskussion 
ausgeblendet. Es besteht die Gefahr, dass Projekte umgesetzt werden, welche (ggf. in 
Zukunft) bei Umsetzung entsprechender verkehrspolitischer Maßnahmen nicht mehr 
benötigt werden. Durch die Entwicklung von einem oder mehreren zielorientiert gestalteten 
Handlungs-Szenarien könnten entsprechende Handlungs-Alternativen aufgezeigt werden. 

 

 
3 Das Entstehen von Engpässen wird im Weiteren auch als „Erreichbarkeitsverlust“ bezeichnet, bei welchem die 

„gewohnten“ Erreichbarkeiten (real oder prognostiziert) aufgrund des allgemeinen Verkehrswachstums und 
„Zustauens“ von Streckenabschnitten abnehmen. 

4 Als „Teufelskreis der Bedarfsdeckung“ bezeichnen wir das Phänomen, bei welchem die Kapazitätserweiterung 
z. B. einer Straße zu einer Beschleunigung des Verkehrs führt. Diese induziert zusätzlichen Verkehr und erhöht 
die Verkehrsnachfrage. Dies führt dann längerfristig zu neuen Bedarfen an Kapazitätserweiterungen. 
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2.2 VERKEHRSTRÄGERÜBERGREIFEND ASYMMETRISCHE PLANUNGS- 
UND FINANZIERUNGS-REICHWEITE VON BVWP 2030-
INFRASTRUKTURVORHABEN 

Für Infrastrukturvorhaben der unterschiedlichen Verkehrsträger unterscheidet sich die 
Planungs- und Finanzierungs-Reichweite im Kontext des BVWP 2030. Im Bereich der 
Straßen berücksichtigt der BVWP 2030 Projekte mit vorwiegender regionaler Bedeutung 
(z. B. Stadtautobahnen wie die A 100 in Berlin, aber auch Ortsumgehungen), solange 
überhaupt eine Fernverkehrsfunktion vorhanden ist. Die entsprechenden Projekte werden im 
BVWP bewertet und zu 100 % vom Bund finanziert. Im Bereich der Schienenwege hingegen 
gilt die Fernverkehrsunktion als nicht mehr vorhanden, wenn nicht wenigstens eine Linie des 
Fernverkehrs für den betrachteten Schienenweg vorgesehen ist. Für diese Maßnahmen liegt 
die Planungs- und Finanzierungsverantwortung bei den Ländern, wobei eine Bundes-Ko-
Finanzierung über Mittel des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) möglich ist. 
Nach Umsetzung der Infrastrukturmaßnahmen sind die Länder und Kommunen 
verantwortlich, ein ÖV-Angebot bereitzustellen und zu finanzieren, wofür sie zum Teil nach 
dem Regionalisierungsgesetz Mittel vom Bund erhalten können. Diese asymmetrische 
Planungs- und Finanzierungsreichweite kann bei den Ländern zu (Fehl)Anreizen für eine 
Vorfestlegung auf die Straße führen. 

2.3 AUSSAGEKRAFT UND GRENZEN SOWIE METHODISCHER 
ANPASSUNGSBEDARF DER PROJEKT-BEWERTUNGSMETHODEN 

2.3.1 Nutzen-Kosten-Analyse (Modul A): Anpassungsbedarf bei Methodik, Annahmen 
und Eingangsgrößen ist gegeben 

Unter Berücksichtigung der Entwicklungen der Rahmenbedingungen der 
Verkehrsinfrastrukturplanung seit Fertigstellung des BVWP 2030 im Jahr 2016 ergibt sich 
die Notwendigkeit, die Methodik, Annahmen und Eingangsgrößen der BVWP 2030-NKA zu 
aktualisieren. Um aktualisierte Bewertungen der Projekte des BVWP zu ermöglichen, sollten 
in erster Linie folgende Anpassungen berücksichtigt werden: 

• Baukostensteigerungen: Auswertungen im Rahmen der vorliegenden Studie auf 
Basis eines BMDV-Berichts (BMDV, 2023) haben ergeben, dass sich die Baukosten 
real (also ohne Inflationsanteil) für Straßenprojekte zwischen 2014 und 2022 um 
durchschnittlich 67 % und die der Schienenprojekte zwischen 2015 und 2022 um 
durchschnittlich 80 % erhöht haben. Dies kann zum einen mit allgemeinen 
Baupreissteigerungen und zum anderen mit neuem Wissen zur Komplexität der 
Bauvorhaben durch Planungsfortschritte begründet liegen. 

• Berücksichtigung aktueller Verkehrsprognosen inkl. Klimaschutz-Szenarien: 
Wie oben bereits ausgeführt, sollte eine NKA-Neubewertung (auch) auf Basis eines 
Klimaschutz-Szenarios erfolgen. 

• Induzierter Straßen-Mehrverkehrs: Der induzierte Straßen-Mehrverkehr wird von 
den im BVWP 2030 verwendeten Modellen wohl nur unvollständig abgebildet, was 



 Verkehrsinfrastrukturplanung und -finanzierung in Deutschland 77 

tendenziell zur Überschätzung der Projektnutzen führt – insbesondere durch eine 
Unterschätzung der dadurch induzierten zusätzlichen CO2-Ausstöße. 

• Hochlauf von Elektro-Fahrzeugen („Antriebswende“): Bei der Erarbeitung des 
BVWP 2030 wurde der Hochlauf der E-Pkw- und E-Lkw-Flottenanteile noch deutlich 
geringer angenommen, als dieser heute laut aktuellen Prognosen absehbar ist. 

• CO2-Wertansätze: Es wurden 145 € / t CO2-Äq angesetzt, während aktuelle 
Empfehlungen deutlich höher liegen. Mittlerweile setzt das BMDV 895 € / t CO2-Äq 
an, wobei auch deutlich höhere Werte begründet werden können. 

• Berücksichtigung weiterer Umweltwirkungen: Die Monetarisierung weiterer 
Umweltwirkungen im Sinne von Zerstörungen oder Beeinträchtigungen ist 
methodisch kompliziert und kann den gesellschaftlichen Wert der Erhaltung der 
Umwelt und Natur nicht adäquat abbilden. Daher ist diese nicht zu empfehlen. 
Gleichwohl ist eine separate Bewertung der Umweltwirkungen sowie eine stärkere 
Berücksichtigung negativer Umweltwirkungen an anderer Stelle des Prozesses und 
insb. für die Priorisierung empfehlenswert. Weiterhin sollten auch im Rahmen der 
NKA Kosten für Kompensationsmaßnahmen möglichst vollständig in die Kosten-
kalkulation einbezogen werden.  

Allgemein sollte eine regelmäßige Aktualisierung der Projektbewertungen vorgenommen 
werden (z. B. ca. alle 5 Jahre). 

2.3.2 NKA (Modul A): Einordnung der Aussagekraft und Grenzen der NKV 
hinsichtlich der „absoluten gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit“ von 
Projekten 

Die NKA macht unterschiedliche Wirkungen von Verkehrsinfrastrukturprojekten (z. B. 
Reisezeiten, Verkehrssicherheit, CO2, Lärm) durch die Übersetzung in Geldwerte 
miteinander vergleichbar. Dies ist ihre große Stärke (Bundesamt für Strassen ASTRA, 2022). 
Jedoch können vor allem Umwelt- und Naturkriterien nur sehr selektiv monetarisiert werden. 
Ebenso können bei der Schiene bspw. Resilienzzuwächse (zumindest noch) nicht 
monetarisiert werden (Friedrich et al., 2022). Insgesamt bildet das NKV methodisch also nur 
einen Ausschnitt der Folgewirkungen von Infrastrukturprojekten ab. Dies ist bei der 
Interpretation der NKV unbedingt zu berücksichtigen. Entsprechend kann das alleinige 
Kriterium NKV >= 1 nicht die „absolute Vorteilhaftigkeit“ von Projekten bzw. den „Bedarf“ 
für Projekte begründen. Aufgrund der „Unvollkommenheit“ der NKV sollte diese starre 
Grenze nicht unhinterfragt genutzt werden. 

2.3.3 NKA (Modul A): Einordnung der Aussagekraft und Grenzen der NKV 
hinsichtlich der „relativen Vorteilhaftigkeit“ von Projekten 

Das NKV eignet sich … 

• … gut dafür, ähnlich strukturierte Projekte unterschiedlicher Größe nach ihrer 
relativen Vorteilhaftigkeit zu sortieren. 
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• … nicht für den Vergleich zwischen verschieden strukturierten Projekten.  

Insbesondere ist das NKV nicht für den verkehrsträgerübergreifenden Vergleich geeignet, da 
zwischen Schiene und Straße ein wesentlicher Unterschied bei der Beseitigung von 
Engpässen existiert: 

• Beim Engpassausbau Straße wird ein Stau reduziert; die Reisezeit wird also auch für 
den bereits bestehenden Verkehr reduziert. 

• Beim Engpassausbau Schiene wird kein Stau reduziert; die Reisezeit wird somit nicht 
für den bereits bestehenden Verkehr reduziert. 

2.3.4 Module B bis D zur Beurteilung umwelt- und naturschutzfachlicher, 
raumordnerischer und städtebaulicher Kriterien 

Die drei neben der NKA verwendeten Bewertungsmodule B bis D stellen im Grundsatz 
jeweils wertvolle Ergänzungen der Projektbewertung hinsichtlich der jeweiligen Themen 
(Umwelt-/Naturschutz, Raumordnung, Städtebau) dar. Dies liegt u. a. in der Begrenztheit der 
NKV hinsichtlich der absoluten gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit von Projekten 
begründet. Jenseits von den jeweils identifizierten methodischen 
Weiterentwicklungsbedarfen haben alle drei Module die zentrale Schwäche, dass ihre 
Ergebnisse ohne Bezug zur Projektgröße ermittelt werden. Dies erschwert die Einschätzung 
der relativen Vorteilhaftigkeit zwischen Projekten verschiedener Größe. Während in der 
raumordnerischen Beurteilung bspw. das Projekt „B167/B5-G10-BB“ bei Neubau von 
18,1 km insgesamt 19,0 Wertungspunkte sammelt, erreichen die gemeinsam bewerteten 
A20-Projekte „A20-G10-NI-SH + A20-G10-SH“ durch Neubau von 184,4 km vierstreifiger 
Straße lediglich 14,6 Wertungspunkte. Die A20-Projekte beseitigen mit der ca. 70-fachen 
Investitionssumme also weniger raumordnerische Defizite. 

2.3.5 Problematik der Zusammenführung nebeneinanderstehender 
Bewertungsergebnisse 

Die Darstellung als nebeneinanderstehende Bewertungsergebnisse ohne systematische 
Zusammenführung bzw. diesbezügliche „Meta-Regeln“ führt dazu, dass u. a. eine „hohe 
Umweltbetroffenheit“ kaum bei der Dringlichkeitseinstufung berücksichtigt wird. 
Diesbezüglich besteht Weiterentwicklungsbedarf. Dies zeigt sich z. B. auch daran, dass hohe 
Umweltbetroffenheiten in den Begründungen der Dringlichkeitseinstufung oft nicht 
aufgegriffen werden. 

2.3.6 Fehlende Ansätze zum verkehrsträgerübergreifenden Alternativenvergleich 

Mit den aktuellen Bewertungsmethoden ist kein verkehrsträgerübergreifender 
Alternativenvergleich möglich, was den Suchraum nach Alternativen erheblich einschränkt. 
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2.4 NICHT-SYSTEMATISCHE, NUR PARTIELL ZIEL-ORIENTIERTE 
GENERIERUNG UND SIMPLIFIZIERENDE „BEDARFSFESTSTELLUNG“ 
VON BVWP 2030-PROJEKTEN, INSB. BEI STRASSEN-PROJEKTEN 

Die Generierung von Projektvorschlägen erfolgt bei der Straße durch die Bundesländer 
und nicht durch eine übergeordnete strategische Netzplanung. Die Vorschläge sind dabei 
von strategischen Zielen und Interessen der Länder abhängig. Hierbei spielen u. a. auch die 
verkehrsträgerübergreifend asymmetrische Planungs- und Finanzierungs-Reichweite eine 
Rolle, wodurch Anreize für die Vorfestlegung auf Straßenprojekte entstehen können. 
Inwieweit die Vorschläge strukturiert erarbeitet werden, unterscheidet sich stark zwischen 
den Bundesländern. Positiv hervorzuheben sind hierbei Länder, welche Verfahren der 
Verkehrsentwicklungsplanung nutzen (z. B. Baden-Württemberg). Allerdings lassen auch 
diese Ansätze eine systematische verkehrsträgerübergreifende Alternativenprüfung für 
Projektvorschläge vermissen.  

Die Feststellung des Bedarfs für Straßen- und Schienen-Projekte im Rahmen des BVWP 
2030 ist neben formalen Kriterien ausschließlich vom Kriterium NKV ≥ 1,0 abhängig. 
Nur bei der Einstufung in den Vordringlichen Bedarf werden andere Kriterien berücksichtigt. 
Dieses Kriterium scheint bei Straßen-Projekten zum einen „zu leicht“ zu erreichen zu sein. 
Zum anderen ist es in Anbetracht der begrenzten Aussagekraft der NKV zur absoluten 
Vorteilhaftigkeit von Projekten zu hinterfragen (siehe oben). Letztendlich können so 
Projekte, welche nur knapp ein NKV = 1 überschreiten, in den Vordringlichen Bedarf 
eingeordnet und vorangetrieben werden. Dies ist insb. in Verbindung mit den in Abschnitt 
2.6 beschriebenen mangelhaften Priorisierungsverfahren problematisch.  

2.5 POTENZIAL DES SUP-ANSATZES ALS BEWERTUNG DES GESAMTPLANS 
IN BVWP 2030-VERFAHREN NICHT EFFEKTIV REALISIERBAR 

Ein Ziel der SUP (Strategische Umweltprüfung) ist es, strategische Entscheidungen so zu 
beeinflussen, dass Beeinträchtigungen von Umwelt und Natur gemindert werden. Beim 
BVWP 2030 wurde die SUP jedoch als zusätzliche Pflichtaufgabe („Add on“) zu einem 
auf die Bewertung von Einzelprojekten fokussierten Ansatz der 
Verkehrsinfrastrukturplanung gestaltet (siehe hierzu auch die ausführliche Analyse von 
Köppel et al., 2018). 

Besonders deutlich zeigt sich dies im Zusammenhang mit der BVWP-Gesetzgebung im sehr 
bedeutsamen Vergleich von Handlungs-Alternativen, welcher sich auf den Vergleich von 
Investitionsmittelszenarien beschränkt. Diese Szenarien nehmen drei verschiedene 
Mittelverteilungen für Aus- und Neubau auf die drei Verkehrsträger an. Zum einen findet 
hier keine Diskussion der Höhe des gesamten Investitionsbudgets oder der Aufteilung auf 
Erhalt/Ersatz und Aus-/Neubau statt. Zum anderen wird die in der Verkehrsprognose 
ermittelte Verkehrsnachfrage (entsprechend der Reichweite des BVWP) als gegeben 
angesehen. Eine Diskussion über die Umsetzung alternativer nicht-investiver Maßnahmen 
zum Nachfragemanagement, welche den Bedarf an zusätzlicher Infrastruktur verringern 
würden, findet nicht statt. Weiterhin wird nicht diskutiert, inwieweit verschiedene 
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Verteilungen von Mitteln auf verschiedene Projekt-Kategorien innerhalb des Verkehrsträgers 
Straße zu stark verschiedenen Wirkungen führen können, da hier Zielkonflikte existieren. 

Darüber hinaus ist die Begründung des gewählten Investitionsmittelszenarios mit den im 
Vergleich zum Szenario mit höheren Investitionen in Schiene und Wasserstraße höheren 
monetären Nutzen mehr als fragwürdig. Dies liegt in der oben kritisierten fehlenden 
Vergleichbarkeit der für Straßen- und Schienen-Projekte ermittelten Nutzen im Rahmen der 
NKA. 

2.6 FEHLENDE STRUKTURIERTE ENTSCHEIDUNGSSITUATIONEN FÜR DIE 
LEGISLATIVE BEI DEN DER BEDARFSPLANUNG NACHGELAGERTEN 
PRIORISIERUNGEN IN VERBINDUNG MIT DEFIZITÄRER 
AKTUALISIERUNG DER BEWERTUNGSERGEBNISSE 

Die Auswertung der aktuellen Kostenstände der aktuellen Bedarfsplanprojekte des FD(-E) 
und VB(-E) (Stand: 2022) zeigt, dass die BAB-Projekte bei Beibehaltung der jährlichen 
Investitionen der vergangenen Jahre in frühestens 20 Jahren (bis 2042) und die BStr-
Projekte in frühestens 31 Jahren (bis 2053) umgesetzt sein würden. Voraussetzung hierfür 
wäre, dass die zur Verfügung stehenden Investitionsmittel für Aus- und Neubau (ggf. über 
die allgemeine Preisentwicklung hinausgehend) im gleichen Maß erhöht werden, wie die 
Baukosten steigen. 

Die Umsetzung der Aus- und Neubaumaßnahmen erfolgt in einer „schleppenden“ 
Weise. Dies liegt u. a. darin begründet, dass zu viele Vorhaben aus dem (zu großen) 
Projektportfolio gleichzeitig realisiert werden. Dies ist insofern nachteilig, als dass zum einen 
Baukosten bei einer stückchenweise Realisierung der (zu) vielen gleichzeitig realisierten 
Vorhaben weiter ansteigen, aber zum anderen die verkehrlichen Nutzen von nur teilweise 
umgesetzten Vorhaben zunächst nur in einem unterproportionalen Ausmaß realisiert werden 
können. Weiterhin können sich Wissensstände zu den Projektwirkungen im Zeitlauf 
verbessern. Befinden sich diese Projekte aber bereits in einer „schleppenden“ Realisierung, 
sorgt dies aktuell für eine Fortführung. Diejenigen Akteure der Legislative und Exekutive, 
die die Realisierung bestimmter einzelner Projekte anstreben, können durch einen 
Realisierungsstart erreichen, dass es quasi sicher ist, dass das entsprechende Vorhaben fertig 
gebaut wird. Der Legislative geht allerdings die Flexibilität für ihre Entscheidung verloren. 

Hinzu kommt, dass die Projekt-Bewertungen in mangelhafter Weise aktualisiert und an 
neue Wissensstände angepasst werden. So wurden bspw. im Rahmen der BPÜ zum BVWP 
2030 keine Aktualisierungen von Projekt-Bewertungen vorgenommen. Ohne aktualisierte 
Projektbewertungen fehlt der Legislative eine wichtige Entscheidungsgrundlage zur 
eventuellen Anpassung der Bedarfspläne. 

Weiterhin sind die beobachteten Priorisierungsentscheidungen im Rahmen von 
Investitionsrahmenplänen und jährlichen Haushaltsentwürfen zu hinterfragen, für 
welche die Exekutive (in intransparenter Weise) Vorschläge erarbeitet. So werden u. a. 
solche Projekte vorangetrieben, deren gesamtwirtschaftliche Vorteilhaftigkeit zweifelhaft ist 
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und die eine „hohe Umweltbetroffenheit“ aufweisen (z. B. A20). Wie aus der Betrachtung 
der tatsächlich investierten Mittel hervorgeht, scheint zudem keine Priorisierung der 
Dringlichkeitsstufen FD-E und VB-E ggü. FD und VB zu erfolgen. 

2.7 MANGELNDE BERECHENBARKEIT DER FINANZIERUNG 

Zunächst ist das Niveau der Mittelbereitstellung in Anbetracht der Erhaltungsdefizite und der 
politischen Zielsetzungen speziell im Bereich des Schienenverkehrs zu niedrig, damit dieser 
zukünftig die ihm zugedachte Rolle im Verkehrssystem einnehmen und in diesem 
Zusammenhang zur Einsparung von CO2 beitragen kann. Ferner ist im Rahmen des 
„normalen“ Haushaltssystems die Vorhersehbarkeit und damit Planbarkeit der 
Finanzmittelbereitstellung (zu) gering. 

3. Quantitative Abschätzung der Auswirkungen der Modifikation von 
Eingangsgrößen und Annahmen der BVWP 2030-NKA für BAB-
Projekte  

Das Projektinformation (PRINS) zum BVWP 2030 enthält Daten zu Bewertungsergebnissen 
zu allen Straßen-, Schienen- und Wasserstraßenprojekten des Plans. Diese Datenbasis 
ermöglicht es einerseits, einen Überblick über die Gesamtheit der Projektbewertungen zu 
erhalten und Zusammenhänge zu erkennen (siehe z. B. Mitusch & Szimba, 2024). 
Andererseits können Änderungen der Projektbewertungen, insbesondere der NKV, infolge 
von Aktualisierungen und Modifikationen der Annahmen und Eingangsgrößen abgeschätzt 
werden (T&E, 2023; siehe z. B. T&E & Greenpeace, 2024). In Hartl et al. (2025) sind 
angepasste NKV für die BAB-Projekte des BVWP 2030 abgeschätzt worden. Die 
Modifikation einzelner (oben genannter) Eingangsgrößen und Annahmen zeigt, dass die 
stärksten Auswirkungen auf die NKV durch Baukostensteigerungen und der Erhöhung der 
CO2-Preise (auch in Verbindung mit dem E-Fahrzeug-Hochlauf) zu erwarten sind. Die 
Berücksichtigung zusätzlichen Straßen-Mehrverkehrs hat nur in Kombination mit hohen 
CO2-Preisen und eher moderatem E-Fahrzeug-Hochlauf einen ausgeprägten Einfluss auf die 
NKV. 
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Abbildung 1: NKV der BAB-Projekte des BVWP 2030 nach Dringlichkeitsstufe - oben: 
originale NKA-Annahmen und Eingangsgrößen sowie Investitionsvolumina 2012; 
unten: NKA-Szenario „BMDV-NKA 2024*“ und abgeschätzte Investitionsvolumina 
2024  

Anhand der weiterentwickelten NKA-Methodik des BMDV angepasste Annahmen und 
Eingangsgrößen (NKA-Szenario „BMDV-NKA 2024*“) führen dazu, dass knapp 10 % der 
Projekte des VB-E mit einem Anteil am Investitionsmittelvolumen von ca. 25 % (4,6 Mrd. 
€) und knapp 30 % der Projekte des VB mit einem Anteil am Investitionsmittelvolumen von 
ca. 45 % (12,1 Mrd. €) unter ein NKV = 1 fallen. Hierzu zeigt die obere Darstellung in 
Abbildung 1 die „originale“ Verteilung der Investitionsvolumina auf Dringlichkeitsstufen 
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und NKV-Klassen des BVWP 2030. Die untere Darstellung in Abbildung 1 zeigt dann die 
Ergebnisse des NKA-Szenarios „BMDV-NKA 2024*“. In dieser ist deutlich zu erkennen, 
dass mit den angepassten Bewertungen die NKVs in allen Dringlichkeitsstufen deutlich 
niedriger sind.  Weiterhin geht aus der Abbildung hervor, dass auch mit den angepassten 
Bewertungen noch erhebliche Projektvolumina weiterhin hohe NKV erhalten. 

Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Bewertungen aktualisiert werden sollten und die 
Priorisierung im Rahmen der Bedarfspläne (insb. Zuordnung zum VB-E und VB) überprüft 
und diskutiert werden sollte. Weiterhin verdeutlichen die Ergebnisse, dass die 
Wirtschaftlichkeit der Erweiterungen des Straßen-Netzes auch vom Gelingen der 
Antriebswende abhängt. Je weniger CO2-emissionsfreie Fahrzeuge als heute prognostiziert 
in Zukunft genutzt werden, desto höher sind die Kosten durch den zusätzlichen CO2-Ausstoß, 
was in vielen Fällen die sonstigen Nutzen des Ausbaus kompensiert. 

4. BVMP: Konzeption eines integrierten Planungsverfahrens mit der 
Verkehrsinfrastrukturplanung als einem Element der 
Verkehrssystemgestaltung 

Aufbauend auf der Analyse des BVWP 2030 ist in Hartl et al. (2025) ein Konzept für eine 
Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplanung (BVMP) erarbeitet worden. Kernpunkte sind 
hierbei:  

• eine integrierte Betrachtung wesentlicher Gestaltungsfelder des Verkehrssystems,  
• eine symmetrische Planungs- und Finanzierungs-Reichweite bei der verkehrs-

trägerübergreifenden Infrastrukturentwicklung,  
• Differenzierung von Verfahren, Bewertungsmethoden und Priorisierung im Rahmen 

der Infrastrukturplanung anhand von BVMP-Problem-Kategorien 
• Sachgerechte, regelmäßige Überprüfung, Aktualisierung und Anpassung der 

Planungen („rollierende Planungen“) 
• Stabiles Finanzierungsregime (welches aber auch bereits kurzfristig und in 

Übergangsphase implementiert werden könnte 

Dabei adressiert die BVMP-Konzeption die rechtlichen Anforderungen an die SUP, was 
damit begründet werden kann, dass die SUP-Anforderungen bei der Konzeption des 
Verfahrens bereits von Anfang an „mitgedacht“ worden sind, indem „echte“ strategische 
Handlungsalternativen berücksichtigt werden. 

4.1 ERWEITERTE REICHWEITE DER BVMP  

Die BVMP sollte über die Reichweite des BVWP 2030 hinaus Maßnahmen 
berücksichtigen, die zur Lösung von zu beseitigenden (verkehrlichen) Problemen (z. B. 
Kapazitätsengpässe, Erreichbarkeitsdefizite, Beeinträchtigung von Anwohnenden) 
potenziell geeignet sind. Im Bereich der Infrastrukturkapazität sollen 
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verkehrsträgerübergreifend sämtliche Maßnahmen-Alternativen berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus sollen Maßnahmen wesentlicher Gestaltungsfelder, die für die 
Verkehrsnachfrage sowie die Umweltwirkungen des Verkehrs entscheidend sind, integriert 
berücksichtigt werden. Unter anderem betrifft dies die Bewirtschaftung der Straßen-
Infrastruktur und den Regelrahmen für private Fahrzeuginvestitionen (z. B. 
Verkehrsbepreisung, Investitionsförderung für private Fahrzeuge, Nutzungsregeln für die 
Infrastruktur) sowie die Gestaltung des Öffentlichen Verkehrs (ÖV)-Angebots und 
Investitionen in den ÖV jenseits der Verkehrsnetze (z. B. Investitionen in E-Fahrzeuge). 

Auch sollte die BVMP eine andere Reichweite im Mehr-Ebenen-System aufweisen. Zwar 
liegt die Bundeszuständigkeit im Bereich des Fernverkehrs auf der Hand. Jedoch überlappen 
sich vielfach Fern-, Regional- und Nahverkehr, was die Definition einer Grenze für eine 
Bundesinvolvierung erschwert. Insbesondere sind die Finanzierungen von ÖV-
Infrastrukturen über das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) und die 
Bundesverkehrswegeplanung nicht integriert durchdacht gestaltet. Dieses Defizit sollte durch 
einen besser integrierten Ansatz im Rahmen der BVMP adressiert werden. 

4.2 DREI BVMP-EBENEN ALS GRUNDKONZEPTION 

Der Vorschlag der drei BVMP-Ebenen ist so gestaltet, dass in einer strukturierten Weise und 
auf Basis (fachlicher) exekutiver Vorarbeiten politische und gesellschaftliche 
„Diskussionsräume“ zum Abwägen von Handlungsoptionen vorgesehen und der Legislative 
wesentliche und grundsätzliche Entscheidungskompetenzen zugeordnet werden. Diese 
Strukturierung der Verfahren erlaubt es zudem, weitreichende Kontrollmöglichkeiten 
hinsichtlich exekutiver (Vor-)Arbeiten für relevante Stakeholder bzw. die Öffentlichkeit 
vorzusehen, was sowohl aufgrund der hohen Bedeutung exekutiven Handelns als auch zur 
Adressierung der SUP-Anforderungen wichtig ist. 
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Abbildung 2: Drei BVMP-Ebenen als Grundkonzept der Verkehrssystemgestaltung 

Der Ansatz der BVMP-Ebenen korrespondiert dabei mit Vorschlägen aus der Literatur, 
welche ebenso ein abgestuftes Vorgehen für die Verkehrsinfrastrukturplanung des Bundes 
empfehlen (z. B. Beckmann et al., 2012; Mitusch & Szimba, 2024; Rothengatter, 2023; 
Werner, 2023; Wissenschaftlicher Beirat BMVBS, 2009). Implizit finden sich diese Ebenen 
auch in internationalen Beispielen der Verkehrsinfrastrukturplanung wieder. In der Schweiz 
bauen die Planungen beispielsweise auf den Zielen des Raumkonzepts Schweiz und der 
Strategie nachhaltige Entwicklung auf, welche hier auf BVMP-Ebene 1 einzuordnen wären. 
In „Mobilität und Raum 2050 – Sachplan Verkehr“ werden Grundlagen der Verkehrspolitik 
beschrieben5 und in „Verkehrsperspektiven 2050“ Szenarien langfristiger Entwicklungen der 
Verkehrsnachfrage gegenübergestellt (Bundesamt für Raumentwicklung ARE, 2022) 
(entsprechend BVMP-Ebene 2). In strategischen Entwicklungsprogrammen (STEP) für die 
Verkehrsträger werden Projekte dann im Rahmen einer rollierenden Planung innerhalb der 
Programme priorisiert (im STEP-Nationalstraßen z. B. Ausbauschritte für jeweils vier Jahre; 
entsprechend BVMP-Ebene 3). 

 

 
5 Siehe hierzu die Webseiten des ARE: https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-

raumplanung/strategie-und-planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-verkehr-
spv.html (letzter Zugriff: 17.01.2025) 

https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-verkehr-spv.html
https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-verkehr-spv.html
https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/konzepte-und-sachplaene/sachplaene-des-bundes/sachplan-verkehr-spv.html
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4.3 BVMP-EBENE 1: ZIELE UND ABGRENZUNGEN 

Auf der BVMP-Ebene 1 werden zunächst strategische Ziele der Verkehrssystemgestaltung 
diskutiert und festgelegt. Zudem erfolgt eine konkretisierte Abgrenzung in Bezug darauf, 
welche Bereiche der Verkehrssystemgestaltung im Rahmen der BVMP adressiert und welche 
Maßnahmen betrachtet werden sollen. Die Reichweite der Planung wird damit festgelegt. 

4.4 BVMP-EBENE 2: INTEGRIERTE STRATEGIEPLANUNG 

BVMP-Ebene 2 „Integrierte Strategieplanung“ beinhaltet die Diskussion und Festlegung 
zu Grundsätzen und übergreifenden Maßnahmen in den betrachteten Gestaltungsfeldern 
anhand einer integrierten Betrachtung. Dies beinhaltet die Entwicklung, Wirkungsanalyse 
und Gegenüberstellung von mehreren Handlungs-Alternativen für eine 
verkehrspolitische Gesamtstrategiebildung. Hierzu werden Handlungs-Szenarien unter 
Berücksichtigung der Gestaltungsfelder des Verkehrssystems sowie in Abstimmung mit 
weiteren Sektoren (Raumordnung, Energie, …) genutzt. Diese integrierte Betrachtung soll 
die Entscheidungen in den einzelnen Gestaltungsfeldern auf BVMP-Ebene 2 vorbereiten und 
für die Umsetzung entsprechender Grundsätze auf BVMP-Ebene 3 Orientierung bieten.  

Anhand der THG-Emissionsreduktionsziele sollten mit einem „Backcasting“-Ansatz 
(mehrere) zielkonforme Handlungs-Szenarien entwickelt und einem Business as usual-
Szenario gegenübergestellt werden. Einen ähnlichen Ansatz verfolgt der 
„Mobilitätsmasterplan 2030 für Österreich“, der auf diese Weise zielkonforme Pfade des 
Verkehrssektors in Österreich bis 2040 aufzeigt (Bundesministerium für Klimaschutz 
Österreich, 2021). 

Besonders hervorzuheben ist hierbei, dass im Kontext der Antriebswende auch die mittel- 
bis langfristige Entwicklung der Verkehrsbepreisung berücksichtigt werden sollte. Diese 
sollte in Verbindung mit der Fahrzeugförderung so gestaltet werden, dass Markthochlaufziele 
der E-Fahrzeuge effektiv erreicht werden, keine Verbilligung des Verkehrs und ein dadurch 
bedingtes Straßen-Verkehrswachstum erfolgt und keine Zusatzbelastungen / 
Belastungssprünge bei Deckung des bisherigen Mobilitätsbedarfs (z. B. für das Pendeln) 
entstehen. Um letzteres sicherzustellen, sollten entsprechende Kompensations- und 
Ausgleichsmaßnahmen konzipiert werden. 

Wirkungen der jeweiligen Szenarien hinsichtlich anderer strategischer (Umwelt-)Ziele 
sollten bilanziert und bei der Auswahl einer bevorzugten Handlungs-Alternative 
berücksichtigt werden. Somit kann im Rahmen der SUP ein besserer Alternativenvergleich 
gewährleistet werden. 
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4.5 BVMP-EBENE 2 + 3: VERKEHRSINFRASTRUKTURPLANUNG ANHAND 
VON PROBLEM-KATEGORIEN UND ENTSPRECHENDEN 
INVESTITIONSPROGRAMMEN 

Während auf BVMP-Ebene 2 die Grundsätze und übergreifende Maßnahmen verhandelt 
werden, konkretisiert die BVMP-Ebene 3 „Programmaufstellung und 
Maßnahmenplanung“ Maßnahmen zur Problemadressierung und priorisiert diese in 
problem-orientierten Programmen.  

Die Verkehrsinfrastrukturplanung erstreckt sich dabei über beide Ebenen. Das Konzept der 
Problem-Kategorien ermöglicht es, die Verkehrsinfrastrukturplanung zu strukturieren. 
Problem-Kategorien definieren sich über die Probleme, welche jeweils mit 
verkehrsplanerischen Maßnahmen zu lösen sind. Dies erlaubt es auf BVMP-Ebene 2 
zunächst die Bedeutung der jeweiligen Probleme und deren Lösung zu diskutieren und 
strategische Prioritäten festzulegen (z. B. Adressierung des Problems Erreichbarkeitsverlust 
auf Fernverkehrsachsen vs. Beseitigung von Erreichbarkeitsdefiziten in Regionen). Auf 
BVMP-Ebene 3 werden anhand der Problem-Kategorien Investitionsprogramme etabliert, 
welchen dann lokale Problem-Situationen und Maßnahmen zugeordnet werden können. 
Ausgehend von den zu lösenden Problemen können adäquate Verfahren zur Generierung und 
Bewertung von Maßnahmen-Alternativen sowie zur Priorisierung der so identifizierten 
Maßnahmen im Rahmen eines Programms entwickelt werden. So stehen bspw. bei 
verkehrlichen Problemen in Ballungsräumen (insb. Kapazitätsengpässen) regelmäßig auch 
ÖV-Optionen zur Problemlösung bereit. Bei Erreichbarkeitsverlusten in Folge des 
Verkehrswachstums und des „Zustauens“ auf Fernverkehrsachsen ist diese Option i.d.R. 
nicht gegeben. Die Verfahren sollten diese Unterschiede einbeziehen. 

Weiterhin ermöglichen es die Problem-Kategorien, Bereitstellung- und 
Finanzierungsverantwortungen im föderalen Mehr-Ebenen-System in geeigneter Weise 
zuzuordnen bzw. aufzuteilen und dabei die Eigenschaften der entsprechenden Probleme und 
potenziellen Maßnahmen adäquat zu berücksichtigen. 

In der nachfolgenden Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung 

Abbildung 3 ist ein Vorschlag für die Definition von Problem-Kategorien mit Fokus auf 
Straßen dargestellt.  
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Abbildung 3: Vorschlag für Problem-Kategorien mit Fokus auf Straßen 

4.6 ETABLIERUNG EINES STABILEN FINANZIERUNGSREGIMES 

Um die Verkehrsinfrastrukturinvestitionen (für Erhalt sowie Aus- und Neubau in den 
jeweiligen Problem-Kategorien für Straße, Schiene und Wasserstraße), die im Rahmen einer 
BVMP bestimmt werden, effektiv und effizient realisieren zu können, bedarf es einer stabilen 
Finanzmittelbereitstellung. Das „normale“ Haushaltssystem in seiner aktuellen Form mit der 
im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse ist nicht zur Sicherstellung einer stabilen 
Finanzierung von derartigen Investitionsprogrammen geeignet. Allerdings bestehen im 
haushaltsrechtlichen Rahmen durchaus Ansätze, die im („normalen“) Haushaltssystem 
bestehenden Schwächen hinsichtlich der Finanzierung von langfristigen 
Investitionsprogrammen zu reduzieren. Durch Modifikationen hinsichtlich des 
Regelrahmens für die Fällung von Ausgabeentscheidungen und der Gestaltung der 
Finanzflüsse kann die Wahrscheinlichkeit dafür deutlich erhöht werden, dass eine effektive 
und effiziente Investitionsprogramm-Finanzierung gelingen kann. Das Kernelement eines 
Finanzierungsregimes für die in einer BVMP adressierten Investitionsprogramme sollte 
deshalb eine haushaltsintegrierte Fonds-Lösung bilden, die sich einerseits durch finanzielle 
Kreislaufstrukturen auszeichnet, andererseits aber auch einen systemischen 
Finanzierungsansatz ermöglicht. Im Übrigen ist auch die Kreditaufnahme für die 
Investitionsprogramm-Finanzierung innerhalb des haushaltsrechtlichen Rahmens trotz der 
deutschen Schuldenbremse nicht in jedem Fall unmöglich, wobei durch eine geschickte 
Ausgestaltung verfassungsrechtliche Risiken bei einer Kreditfinanzierung von Investitionen 
minimiert werden können. 

Auf Grundlage der Untersuchung von verschiedenen Szenarien (bezüglich grundgesetzlicher 
Anpassungsmöglichkeiten einerseits und der Erlaubnis von Kreditaufnahmen andererseits) 
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ist es als vorzugswürdig anzusehen, dass das als vorteilhaft eingestufte Finanzierungsregime 
auf Ebene des Grundgesetzes „verankert“ werden kann. Für eine gesamtwirtschaftlich 
vorteilhafte und strategisch ausgerichtete Gestaltung der Infrastruktur kann es hierbei von 
Bedeutung sein, dass bei den Nutzern der Straßeninfrastruktur erhobene Einnahmen (z. B. 
Lkw-Maut) „am Haushalt vorbeifließend“ zur verkehrsträgerübergreifenden 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierung eingesetzt werden können. In weiteren (insbesondere 
verfassungs- aber auch unions-)rechtlichen Analysen sollten insbesondere Fragen 
hinsichtlich der Umsetzbarkeit und Ausgestaltung von solchen Finanzierungslösungen 
betrachtet werden. 

5. Handlungsempfehlungen zur Etablierung einer BVMP sowie für ein 
optimiertes Agieren im Rahmen des BVWP 2030 in der 
Übergangsphase zur BVMP 

Auf Grundlage von Analysen im Rahmen der Studie sind Handlungsempfehlungen für zwei 
parallel verlaufende Pfade abgeleitet worden. Dies ist zum einen der Pfad zur Etablierung 
einer grundlegend reformierten Verkehrsinfrastrukturplanung als Element der 
Verkehrssystemgestaltung im Rahmen einer BVMP. Zum anderen ist dies ein Pfad mit 
Handlungsempfehlungen für ein optimiertes Agieren im Rahmen des BVWP 2030, welcher 
direkt auf (Planungs- und Finanzierungs-)Entscheidungen in dieser Übergangsphase zur 
BVMP wirkt. Die Empfehlungen wurden dabei hinsichtlich des aus fachlicher Perspektive 
abschätzbaren Zeitbedarfs zu ihrer Umsetzung eingeordnet (kurzfristig: bis zu 2 Jahre; 
mittelfristig: > 2 bis zu 4 Jahre; längerfristig > 4 Jahre). Tabelle 1 fasst die Empfehlungen 
zusammen. 
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Tabelle 1: Zusammenfassung der Handlungsempfehlungen für die Etablierung einer 
BVMP sowie das optimierte Agieren im Rahmen des BVWP 2030  

 

Handlungsempfehlung Zeithorizont Bedeutung 
für die 
Etablierung 
der BVMP  

Bedeutung für 
das optimierte 
Agieren im 
Rahmen des 
BVWP 2030  

Fokus auf Etablierung BVMP    

Grundkonzeption BVMP und frühzeitig zu klärende 
Grundsatzfragen 

   

Im Hinblick auf weitere Ausgestaltung der BVMP 
und Start der Pilotanwendung 

Kurzfristig  
(1-3 Monate) 

++  

Umfassende Vollendung der Grundkonzeption 
inkl. gesetzlicher Kodifizierung 

Mittelfristig  
(1-2 Jahre) 

++  

Fachliche Vorarbeiten sowie teilweise ggf. 
Pilotanwendung und inhaltliche Detailausgestaltung 

   

Integrierte Strategieplanung der BVMP  
(Ebene 2) 

Kurz- bis 
mittelfristig 

++  

Infrastrukturplanung der BVMP  
(Ebenen 2 und 3)  

Mittelfristig ++  

Konzeption von (Ko-)Finanzierungs-Regimen im 
föderalen Mehrebenen-System 

Kurz- und 
mittelfristig 

++  

Untersuchungen im Gestaltungsfeld 
„Bewirtschaftung der Straßeninfrastruktur und 
Regelrahmen für Fahrzeuginvestitionen 
(‚Antriebswende‘)“ zur Weiterentwicklung der 
Verkehrsbepreisung: 

Mittelfristig ++ ++ 

Institutionelle Rahmensetzung bzgl. Planung, 
Finanzierung und Umsetzung sowie Etablierung der 
exekutiven Voraussetzungen 

Mittel- bis 
längerfristig 

++  

Gewährleistung einer stabilen 
Finanzmittelbereitstellung 

Kurzfristig  
(und spätere 
Anpassungen) 

++ ++ 



 Verkehrsinfrastrukturplanung und -finanzierung in Deutschland 91 

Handlungsempfehlung Zeithorizont Bedeutung 
für die 
Etablierung 
der BVMP  

Bedeutung für 
das optimierte 
Agieren im 
Rahmen des 
BVWP 2030  

Fokus auf optimiertes Agieren im Rahmen des 
BVWP 2030 in der Übergangsphase zur BVMP 

   

Treffen politischer Grundsatzentscheidungen zu 
Prioritäten der Planung und Finanzierung 
entsprechend fachlicher Erkenntnisse (Straße: 
„Erhaltung und Ersatz vor Erreichbarkeitserhalt/ -
wiederherstellung vor Erreichbarkeitsverbesserung“; 
Schiene: „Erhaltung und Ersatz vor 
Kapazitätsausbau“) 

Kurzfristig  ++ 

Aktualisierungen und Ergänzungen der 
Bewertungsmethodik und der Bewertungen im 
Bereich der Straßeninfrastruktur 

Kurzfristig  + 

Priorisierungsgrundsätze etablieren und deren 
Beachtung (durch Verfahrensausgestaltung) 
sicherstellen bzw. fördern 

Kurzfristig  ++ 

Priorisierungsvorschläge der Exekutive als Grundlage 
für gesellschaftliche und parlamentarische 
Diskussionen und Entscheidungen transparent 
darstellen 

Kurzfristig  ++ 

Hinweis zur Bewertung der Bedeutung: ++ = hohe Bedeutung; + = moderate Bedeutung; leer 
= geringe/keine Bedeutung 

5.1 HANDLUNGSBEREICHE UND GRUNDSÄTZLICHE VORGEHENSWEISE 
FÜR DIE ETABLIERUNG DER BVMP 

5.1.1 Grundkonzeption BVMP und frühzeitig zu klärende Grundsatzfragen 

Kurzfristig kann und sollte eine Entscheidung zur Umsetzung einer BVMP entsprechend der 
hier vorgeschlagenen Grundkonzeption getroffen werden (z. B. durch das BMDV). Das 
Grundkonzept sollte hierzu (z. B. mit ausgewählten Stakeholdern) diskutiert und (z.B. auch 
unter Einbindung des Verkehrsausschusses des Bundestages) bestätigt werden. Sobald 
entsprechende Festlegungen zur Ausgestaltung hinreichend detailliert geklärt sind, bietet es 
sich an, umgehend eine Pilotanwendung (ggf. auch nur von wesentlichen Aspekten der 
BVMP, insb. auf Ebene 2) zu starten. Auf diesem Weg kann notwendiges und wertvolles 
Wissen zur Ausgestaltung der Planung auf den BVMP-Ebenen 2 und 3 generiert werden. 
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Dieses Wissen sollte sodann in die erfolgende Vollendung der Grundkonzeption, ggf. inkl. 
gesetzlicher Kodifizierung, einfließen. 

5.1.2 Fachliche Vorarbeiten sowie teilweise ggf. Pilotanwendung und inhaltliche 
Detailausgestaltung  

Für die Gestaltung der Verfahren und Bewertungsmethodiken sowie der Zuweisung von 
Verantwortlichkeiten für Planung und Finanzierung auf den BVMP-Ebenen 2 und 3 sind 
weitere fachliche Vorarbeiten erforderlich. Diese sollten zeitnah (zum Teil in Verbindung 
mit Pilotanwendungen) umgesetzt werden. Dies betrifft insb. zum einen die Prozesse der 
integrierten Planung mit dem Ziel der Entwicklung einer Verkehrssystemstrategie, welche 
die wesentlichen Gestaltungsfelder des Verkehrssystems integriert berücksichtigt (BVMP-
Ebene 2). Das schließt die Entwicklung und Diskussion von Handlungs-Szenarien, die 
Klärung von methodischen Fragestellungen hinsichtlich geeigneter Verkehrsnachfrage-
modelle und möglicher Schnittstellen für die weitere Maßnahmen- und Programmplanung 
auf den BVMP-Ebenen 2 und 3 sowie Gestaltungsfragen mit Bezug zu den Verfahren, 
Prozessschritten und der Beteiligung externer Akteure ein. Zum anderen sind die Verfahren 
und Methodiken der Verkehrsinfrastrukturplanung anhand von Problem-Kategorien auf den 
BVMP-Ebenen 2 und 3 zu konkretisieren und in einer Pilotanwendung zu erproben. Hierfür 
bietet sich insb. eine Pilotuntersuchung für Ballungsraumprojekte an. 

Zur Konzeption von (Ko-)Finanzierungs-Regimen im föderalen Mehrebenen-System in 
Bezug auf die Problem-Kategorien sind weitere Vorarbeiten und Diskussion notwendig. 
Weiterhin sollten kurzfristig Vorarbeiten im Gestaltungsfeld „Bewirtschaftung der 
Straßeninfrastruktur und Regelrahmen für Fahrzeuginvestitionen (‚Antriebswende‘)“ zur 
Weiterentwicklung der Verkehrsbepreisung angestoßen und durchgeführt werden. Diese sind 
sowohl für die strategischen Planung im Rahmen einer BVMP als auch unabhängig von 
dieser von hoher Bedeutung für die Entwicklung der Verkehrsnachfrage und des 
Verkehrssystems. 

5.1.3 Institutionelle Rahmensetzung bzgl. Planung, Finanzierung und Umsetzung und 
Etablierung der exekutiven Voraussetzungen 

Die beschriebenen fachlichen Vorarbeiten und Pilotdurchläufe sollten fließend in die 
weiteren Implementierungsschritte übergehen. So sind bereits parallel Detailfragen, insb. zur 
institutionellen Rahmensetzung zu diskutieren und über diese zu entscheiden. 

5.1.4 Gewährleistung einer stabilen Finanzmittelbereitstellung 

Um eine stabile Finanzmittelbereitstellung implementieren zu können, sind nur noch in sehr 
begrenztem Umfang Vorarbeiten zur Konkretisierung notwendig. Die in Hartl et al. (2025) 
beschriebenen Handlungsoptionen bzw. Szenarien bilden die Grundlage für die weiteren 
Implementierungsschritte zum Detaildesign der gesetzlichen Kodifizierung, den 
notwendigen legislativen Beschlüssen sowie der exekutiven Umsetzung. Eine stabile 
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Finanzmittelbereitstellung ist bereits kurzfristig auch in der Übergangsphase zur BVMP von 
hoher Bedeutung (insb. auch in Bezug auf den Erhalt der Infrastruktur) und zu empfehlen. 
Sie kann zunächst unabhängig von der BVMP umgesetzt werden, sollte später aber an die 
Gestaltung dieser angepasst werden. 

5.2 OPTIMIERTES AGIEREN IM RAHMEN DES BVWP 2030 IN DER 
ÜBERGANGSPHASE ZUR BVMP 

5.2.1 Treffen politischer Grundsatzentscheidungen zu Prioritäten der Planung und 
Finanzierung entsprechend fachlicher Erkenntnisse  

Vor dem Hintergrund der in Hartl et al. (2025) herausgearbeiteten Erkenntnisse sind folgende 
politischen Grundsatzentscheidungen bezüglich der (Projekt-)Priorisierungen zu empfehlen: 

• Straßeninfrastruktur: „Erhaltung und Ersatz“ vor „Erreichbarkeitserhalt/-wieder-
herstellung“ vor „Erreichbarkeitsverbesserung“  

• Schieneninfrastruktur: „Erhaltung und Ersatz“ vor „Kapazitätsausbau“  

Weiterhin sind die Budgets für Straßen- und Schieneninfrastruktur im Verhältnis so zu 
gestalten, dass politische Zielsetzungen wie die Verlagerung von PV- und GV-Leistungen 
von der Straße auf die Schiene ermöglicht werden. 

5.2.2 Aktualisierungen und Ergänzungen von Bewertungen im Bereich der 
Straßeninfrastruktur 

Um eine Grundlage für Diskussionen und Entscheidungen der Legislative zu schaffen, 
sollten zum einen die Bewertungsmethoden konsequent weiterentwickelt werden (insb. 
Anpassungen der NKA in Bezug auf Baukosten, CO2-Wertansätze, E-Fahrzeughochlauf, 
Verkehrsnachfrage und induzierter Straßen-Mehrverkehr), was in Teilen mittlerweile bereits 
vom BMDV durchgeführt worden ist. Zum anderen sollten folgende Arbeiten umgesetzt und 
die Ergebnisse der Öffentlichkeit und Legislative zur Verfügung gestellt werden: 

• Bewertungen aller Projekte unter Anwendung der angepassten Methodik aktualisieren  
• Neubewertung bislang nicht im BVWP 2030 betrachteter fest disponierter  

(Groß-)Projekte 
• Robustheitsanalysen der NKV durchführen (z. B. CO2-Wertansätze,  

E-Fahrzeughochlauf, Verkehrsnachfrage)  
• Sonderanalysen durchführen für Projekte mit denkbaren verkehrsträger-

übergreifenden Alternativen und Sonderlösungen entwickeln (z. B. für A100 in 
Berlin) 
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5.2.3 Priorisierungsgrundsätze etablieren und deren Beachtung (durch 
Verfahrensausgestaltung) sicherstellen bzw. fördern 

Um die Qualität der Priorisierung der Finanzierung und Realisierung von Projekten sowie 
deren Transparenz zu verbessern, sollten Priorisierungsgrundsätze, insb. für die der 
Bedarfsplanung nachgelagerte Priorisierungsentscheidungen, etabliert werden. Konkret sind 
folgende Grundsätze zu empfehlen: 

• Meta-Regel „Projektstart nur bei effizienter Durchfinanzierung“ und damit 
Begrenzung der parallel in Realisierung befindlichen Projekte: Es sollten nur Projekte 
begonnen werden, die realistischerweise umsetz- und finanzierbar sind. Hierzu sollte 
eine (informelle) Meta-Regel bei Erstellung des Investitionsrahmenplans (IRP) und 
den jährlichen Haushalten eingeführt werden. 

• Stärkere Berücksichtigung der Budgetzuteilung zu spezifischen  
Projekt-Kategorien (z. B. Straßen-Engpassbeseitigungsprojekte, Straßen-
Erreichbarkeitsverbesserungsprojekte, Ortsumfahrungen, Bahnprojekte zur 
Umsetzung des Deutschlandtakts) bei der Diskussion und Entscheidung zur 
Finanzierung und Umsetzung 

• Aussagekraft und Grenzen der NKV beachten und entsprechende Verfahren für 
die Priorisierung von Straßen- und Schienen-Projekten innerhalb von Projekt-
Kategorien etablieren 

• Hohe Umweltbetroffenheiten bei der Priorisierung berücksichtigen und Projekte 
mit hoher Umweltbetroffenheit zurückstellen 

5.2.4 Priorisierungsvorschläge der Exekutive als Grundlage für gesellschaftliche und 
parlamentarische Diskussionen und Entscheidungen transparent darstellen 

Jegliche Priorisierungsvorschläge der Exekutive im Rahmen der Bedarfsplanung bzw. 
Bedarfsplanüberprüfung sowie insb. bei der Investitionsrahmenplanung und den jährlichen 
Haushaltsdiskussionen sollten mittels transparenter Verfahren erarbeitet werden. Die 
Priorisierungsvorschläge selbst sollten transparent begründet werden müssen. 

6. Fazit und Ausblick 

Die in diesem Artikel zusammengefasste Studie (Hartl et al., 2025) leistet einen Beitrag zur 
Diskussion um die zukünftige Gestaltung der Verkehrsinfrastrukturplanung als Element der 
Verkehrssystemgestaltung. Zum einen bereitet sie die Kritik an der 
Verkehrsinfrastrukturplanung im Rahmen des BVWP 2030 systematisch auf und ergänzt 
diese mit umfassenden und transparenten Abschätzungen aktualisierter bzw. angepasster 
NKV der BAB-Projekte des BVWP 2030. Zum anderen wird ein Konzept für eine künftige 
BVMP vorgestellt, welches mit dem Ansatz einer integrierten Strategieplanung, die neben 
der Infrastruktur u. a. auch die Bewirtschaftung der Straßeninfrastruktur (z. B. 
Verkehrsbepreisung, Nutzungsregeln für Straßen) und den Reglungsrahmen für 
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Fahrzeuginvestitionen (z. B. Förderung E-Fahrzeuge) sowie das Angebot öffentlichen 
Verkehrs als zentrale Gestaltungsfelder einbezieht. Während dieser Vorschlag mit 
bestehenden Vorschlägen korrespondiert (z. B. Beckmann et al., 2012; Hermes et al., 2023; 
Rothengatter, 2023), geht der entwickelte Ansatz der Problemkategorien über diese hinaus. 
Anhand dieser können u. a. differenzierte Investitionsprogramme entwickelt und mit Hilfe 
differenzierter Verfahren und Bewertungsmethoden rollierend geplant werden. 

Die formulierten Handlungsempfehlungen zeigen, dass ein optimiertes Agieren im Rahmen 
des BVWP 2030 bereits auf Basis des heute vorliegenden Wissens möglich ist. Dieses hängt 
im Kern von einer politischen Grundsatzentscheidung ab, für welche bei der 
Straßeninfrastruktur eine klare Priorisierung von „Erhaltung und Ersatz“ vor 
„Erreichbarkeitserhalt/-wiederherstellung“ vor „Erreichbarkeitsverbesserung“ und bei der 
Schieneninfrastruktur von „Erhaltung und Ersatz“ vor „Kapazitätsausbau“ zu empfehlen ist. 
Zudem sollten Priorisierungsgrundsätze etabliert werden (u. a. Meta-Regel „Projektstart nur 
bei effizienter Durchfinanzierung“ und damit Begrenzung der parallel in Realisierung 
befindlichen Projekte sowie Berücksichtigung hoher Umweltbetroffenheiten bei der 
Priorisierung) und transparent umgesetzt werden.  

Auch für die Etablierung einer BVMP sind die fachlichen Grundlagen weitgehend 
vorhanden. Für die Umsetzung ist zunächst eine politische Grundsatzentscheidung für die 
BVMP und die Eckpunkte des konkret umzusetzenden Konzepts notwendig. Aufbauend 
hierauf sind weitere fachliche Vorarbeiten durchzuführen, welche zum Teil in Verbindung 
mit ersten Pilotanwendungen realisiert werden können und sollten. Dies betrifft vor allem die 
integrierte Strategieplanung (BVMP-Ebene 2) sowie der Infrastrukturplanung anhand von 
Problemkategorien (BVMP-Ebenen 2 und 3), wobei sowohl Fragen zur konkreten 
Ausgestaltung von Verfahren und Methoden zur Bewertung und Priorisierung von Projekten 
sowie der Verantwortlichen für Planung und Finanzierung im föderalen Mehrebenen-System 
zu klären sind. Ebenso sind Diskussionen und Entscheidungen hinsichtlich der 
institutionellen Ausgestaltung (z. B. gesetzliche Verankerung der Planungsverfahren) 
notwendig.6 Unabhängig hiervon ist ein stabiles (verkehrsträgerübergreifendes) 
Finanzierungsregime für die Infrastruktur bereits kurzfristig etablierbar.  

  

 

 
6 Ansatzpunkte hierfür bietet Hermes et al. (2023). 
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